
 
 
 

Mitteilung nach § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) bei unterbleibender Umweltverträglichkeitsprüfung 

 
 
Die Firma Daimler Truck AG Mercedes Benz Werk Mannheim hat mit Schreiben vom 
11. März 2024, zuletzt ergänzt am 31. Juli 2024, beim Regierungspräsidium Karls-
ruhe den Antrag auf Erteilung einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung ge-
mäß § 16 Abs. 2 BImSchG zur Änderung Ihrer bestehenden Gießerei auf Ihrem Be-
triebsgelände Hanns-Martin-Schleyer-Str. 21-57 in 68305 Mannheim gestellt. 
 
Im Wesentlichen beabsichtigt die Antragstellerin einen Teilbereich der bestehenden 
Abluftreinigungsanlagen der Kernfertigung (Gebäude 175) durch eine neue Abluftrei-
nigungsanlage auf Basis einer Regenerativen Nachverbrennungsanlage (RNV) zu 
ersetzen und die dazugehörige Anlagenperipherie anzupassen. 
 
Für dieses Vorhaben war eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls nach den §§ 5, 
7 und 9 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung 
mit Anlage 1 Nr. 3.7.2 Spalte 2 und Anlage 3 des UVPG durchzuführen. 
 
Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass für das beantragte Vorhaben keine 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Das Vorhaben 
kann nach Einschätzung der Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung unter Be-
rücksichtigung der in Anlage 3 des UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen haben, die nach § 25 UVPG zu berücksichtigen 
wären. 
 
Diese Einschätzung stützt sich im Wesentlichen auf folgende Gründe: 
 

 Das Vorhaben befindet sich auf dem Werksgelände der Daimler Truck AG. Durch 
die geplanten Änderungen wird keine neue Fläche in Anspruch genommen. Der 
Versiegelungsgrad des Bodens ändert sich nicht. 

 

 Die durch die geplante Änderung zusätzlich verursachten NO2-Emissionen unter-
schreiten an allen Beurteilungspunkten die Irrelevanzschwelle vom 3 % des Im-
missionsrichtwertes nach TA Luft. Die in der Umweltzone Mannheim geltende 
verschärfte Irrelevanzschwelle von 1 % wird ebenfalls deutlich unterschritten. 

 

 Die durch die geplanten Änderungen verursachte Zusatzbelastung an sonstigen 
luftgetragenen Schadstoffen beträgt an allen Beurteilungspunkten weniger als 
1 % des Immissionsrichtwertes nach TA Luft und ist somit als vernachlässigbar 
einzustufen. 
 



 In Bezug auf Geruch ergibt sich eine Verbesserung in drei Quadranten des Beur-
teilungsgebietes im Vergleich zur Ist-Situation. Auf den übrigen Beurteilungsflä-
chen kommt es zu keiner Änderung der Geruchsimmissionen. 
 

 Durch das Vorhaben werden keine Beeinträchtigungen der Nachbarschaft und 
der Umwelt durch Lärm verursacht. Die Immissionsrichtwerte der TA Lärm wer-
den an den maßgeblichen Immissionsorten um mindestens 26 dB(A) unterschrit-
ten. Die Zusatzbelastung ist als irrelevant einzustufen. 

 

 Der maximale Stickstoffdepositionsbeitrag unterschreitet im nächstgelegenen 
FFH-Gebiet das Abschneidekriterium von 0,3 kg/(ha*a) deutlich. 

 

 Pflanzen, Biotope und Tiere werden durch diese Maßnahme nicht betroffen, so 
dass auch aus naturschutzrechtlicher Sicht keine Anhaltspunkte ersichtlich sind, 
die eine Umweltverträglichkeitsprüfung auslösen würden 

 
Erhebliche negative Umweltauswirkungen sind somit durch die geplante Änderung 
insgesamt nicht zu erwarten.  
 
Gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG ist diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar.  
 
Diese Mitteilung gilt als Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 UVPG. 
 
 
Karlsruhe, den 31.07.2024 
Regierungspräsidium Karlsruhe 
Abteilung Umwelt 
Referat. 54.4  
 


